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Totale Ablehnung für Türkei-Beitritt
I NEUE STUDIE. In Österreich

werden positive Aspekte des
Beitritts kaum erörtert.

I DEBATTE. „Die Presse“ stellt
sechs Pro-und Kontra-
Argumente zur Diskussion.

VON KARL GAULHOFER

WIEN/ISTANBUL. Eine neue Studie
wagt einen Blick ins Jahr 2015. Das
Szenario: Die Türkei hat die
Beitrittskriterien erfüllt. Wie schon
2008 angekündigt, findet in Öster-
reich, als einzigem Land in der EU,
eine Volksabstimmung über den
Beitritt statt. Boulevardzeitungen
machen Stimmung für ein Nein.
Die FPÖ erregt wieder einmal Auf-
sehen mit islamfeindlichen Äuße-
rungen. 95 Prozent stimmen mit
„Nein“. Nach zehn Jahren Bei-
trittsverhandlungen schlittert die
EU in eine neue politische Krise.
Wien ist voll mit tausenden Korre-
spondenten, darunter 900 aus isla-
mischen Ländern. CNN und al-Ja-
zeera befragen Bergbauern in Tirol
und Taxifahrer in Klagenfurt: Was
habt ihr gegen die Türken?

Ein unrealistisches Szenario?
Nicht für die „European Stability
Initiative“ (ESI), einen angesehe-
nen Think Tank mit Stützpunkten
in Berlin, Brüssel und Istanbul. In
der neuen Studie „Der unbekann-
te Türke und eine künftige Volks-
abstimmung – Anatomie einer ös-
terreichischen Debatte“ beschäf-
tigt sich das angesehene Institut
mit genau diesem Szenario – und
seinen möglichen Gründen.

Es geht um Kultur, nicht Religion
Die unterschiedliche Religion steht
nicht im Vordergrund, zeigen die
von der Studie zitierten EU-Umfra-
gewerte. Für 60 Prozent ist diese
Frage für einen EU-Beitritt irrele-
vant. Nur 28 Prozent sehen Europa
als „christliche Festung“. Sehr wohl
geht es aber um Kultur und Identi-
tät: Für 74 Prozent ist die Türkei

einfach „kein europäisches Land“.
Ebenso viele halten die kulturellen
Unterschiede für zu hoch. Im EU-
Schnitt sind es nur 54 Prozent.
Durch diesen „Generalverdacht“
geraten mögliche positive Aspekte
eines Beitritts, die in anderen EU-
Ländern stark diskutiert werden,
aus dem Blickfeld der Debatte: vor
allem wirtschaftliche Vorteile und
der Sicherheitsaspekt – die Türkei
als „soft power“ im Nahen Osten.

Den Hauptgrund für die stark
empfundene Fremdheit sieht Stu-
dienautor Gerald Knaus in fehlen-
der Information über die moderne
Türkei an den Schulen: „Öster-
reichs Schüler lernen nichts über
die Türkische Republik. In den Ge-
schichtsbüchern kommt das Land
nur im Zusammenhang mit den
Türkenkriegen vor.“

Fortsetzung auf Seite 2

AUSREICHEND EUROPÄISCH?

Anderer Kulturkreis. Der EU-
Beitritt der Türkei würde aus

der Einigung Europas ein eurasi-
sches Großraumprojekt machen,
dessen größter Mitgliedstaat
einem anderen Kulturkreis ange-
hört, sagen die Skeptiker. Jedes po-
litische Gebilde müsse eine Identi-
tät entwickeln, um existenzfähig
zu sein. Rechtsphilosoph Christian
Stadler warnt: „Die kollektive Erin-
nerung an den Zweiten Weltkrieg
ist der Ursprung der europäischen
Identität. In der Türkei fehlt sie.“

Heuchelei. Der ehemalige ös-
terreichische Spitzendiplo-

mat Albert Rohan sieht dies an-
ders: „Es darf keinen Krieg mehr
geben, eine enge wirtschaftliche
Verflechtung verhindert ihn.“ Um
das zu wissen, müsse man nicht
Deutscher oder Franzose sein.
„Und natürlich geht es allen Bei-
trittsgegnern um die Religion. Wer
das leugnet, heuchelt. In Wahrheit
steht die Frage dahinter, ob die EU
einen großen islamischen Staat
aufnehmen kann. Bei einem klei-
neren Land wäre das kein Thema.“

ERHÖHTE SICHERHEIT?

Neue Konflikte für EU. Durch
einen Beitritt der Türkei wür-

de die Europäische Union in die
Konfliktherde des Nahen Ostens
hineingezogen. Immerhin hat die
Türkei eine direkte Grenze mit
dem Irak und eine ungelöste Kur-
den-Problematik. Die EU hätte
keine Möglichkeit, diese Konflikte
zu koordinieren.

Vermittler im Nahen Osten. Der
Autor der Türkei-Studie und

Leiter des ESI-Instituts, Gerald
Knaus, glaubt, dass diese Sorge zu
spät kommt. „Ein provinzielles Ar-
gument. Schon heute stehen euro-
päische Truppen im Libanon, im
Irak und in Afghanistan. Die Tür-
kei kann im Nahen Osten einen
vermittelnden Einfluss ausüben.
Dies hat sie schon bei der Vermitt-
lung zwischen Israel und Pakistan
gezeigt.“ Für Albert Rohan würde
eine größere EU kein Problem be-
deuten: „Größe ist keine Bedro-
hung, die EU würde dadurch an
Bedeutung gewinnen.“

BRÜCKE ZUM ISLAM?

Vorposten des Westens. Die is-
lamische Welt sieht die Tür-

kei nicht als Verbündeten, son-
dern als den bedrohlichen Vorpos-
ten westlicher Interessen und Kul-
tur. Damit kann sie auch keine
„Brückenfunktion“ ausüben, wie
sich US-Präsident George W. Bush
das wünscht. Erich Hochleitner,
Leiter des „Österreichischen Insti-
tuts für Europäische Sicherheits-
politik“, meint: „Die Türkei ist Is-
lam-untypisch, wie auch ihre enge
Zusammenarbeit mit Israel zeigt.
Sie muss selbst erst zu ihrer Iden-
tität finden.“

Heute offen muslimisch. Studi-
enautor Gerald Knaus hält

diese Ansicht für überholt. „Nur
die alte, kemalistische Türkei wur-
de in der islamischen Welt als tro-
janisches Pferd der USA gesehen.
Heute ist die Türkei zugleich offe-
ner muslimisch und offener zur
EU – eine Demokratie, die auch
ohne Ölreichtum wirtschaftlich
schnell wächst.“

TEIL DER EU-RECHTSTRADITION?

Keine gemeinsame Sprache. Die
Europäische Union hat Stan-

dards auf dem Gebiet der Grund-
rechte, der Demokratie und der
Rechtsstaatlichkeit zu wahren.
Rechtsphilosoph Stadler: „Mit Ost-
europa gibt es eine gemeinsame
Rechtstradition: das Bürgerliche
Gesetzbuch in den Staaten der
Donaumonarchie, das Magdebur-
ger Stadtrecht in der Ukraine und
in Russland. Mit der Türkei hinge-
gen spricht man nicht dieselbe
Sprache.“

Briten hatten kein Problem. Stu-
dienautor Gerald Knaus fin-

det hingegen, dass sich im Rah-
men der EU unterschiedliche
Rechtssysteme nicht zum ersten
Mal einander annähern würden.
„Auch Großbritannien und Irland
haben eine andere Rechtstradition
als der Rest der EU. Die Türkei hat
schon in den 20er-Jahren das Zivil-
recht aus der Schweiz übernom-
men, das Handelsrecht aus Frank-
reich, das Strafrecht aus Italien.“

GENÜGEND INDUSTRIALISIERT?

Teure Landwirtschaft. Der Bei-
tritt der Türkei wäre für die

EU wirtschaftlich nicht verkraft-
bar. Zum Zeitpunkt der Aufnahme
hätte die Türkei in der EU einen
prognostizierten Bevölkerungsan-
teil von 15 Prozent, jedoch nur
einen Beitrag zur Wirtschaftsleis-
tung von knapp drei Prozent. Im
Agrarbereich müssten mehrere
Generationen jährliche Netto-
transfers von 20 bis 27 Milliarden
Euro zahlen – ein Drittel des dafür
vorgesehenen Budgets.

Gegenmittel Agrarreform. „Das
war dasselbe Argument ge-

gen den Beitritt der neuen Mit-
gliedsländer aus dem Osten Euro-
pas“, kontert Studienautor Gerald
Knaus. „Jetzt ist man erstaunt, wie
wettbewerbsfähig die jungen EU-
Staaten in nur kurzer Zeit gewor-
den sind.“ Albert Rohan hält die
Argumentation mit den hohen
Agrarsubventionen insgesamt für
überholt. „Die Förderungen von
heute wird es, in Fortführung der
Fischler-Reformen, schon in fünf
Jahren nicht mehr geben.“

EU NOCH AUFNAHMEFÄHIG?

Tödlicher Quantensprung. Be-
reits im Jahr 2020 wäre die

Türkei mit 86 Millionen Menschen
der größte Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union. Österreichs ehe-
maliger EU-Botschafter Manfred
Scheich hat keine Illusionen: „Die
EU ist ein multinationales Gebilde
und braucht den Konsens aller
Mitglieder. Mit 27 ist sie schon
überfordert. Der Beitritt der Türkei
wäre ein Quantensprung, den
würde die EU nicht überleben.“

Dehnbare Strukturen. Studien-
autor Gerald Knaus glaubt

auch bei diesem Punkt, dass die
Gegner eines türkischen EU-Bei-
tritts zu schwarz malen. „Dasselbe
Argument, dass die EU mit 27 Mit-
gliedern nicht mehr funktionieren
kann, wurde auch bei den vergan-
genen großen Erweiterungsrun-
den vorgebracht. Aber ganz offen-
sichtlich kann sich die EU weiter-
hin einigen – und die Entschei-
dungen brauchen heute auch
nicht länger als vor fünf Jahren.“
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Forscher und Ethiker
fordern eine gesetzliche
Regelung für die
Stammzell-Forschung.
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i n k ü r z e
Slowenien ratifiziert
Der derzeitige EU-Vorsitzende
Slowenien hat gestern, Dienstag,
den neuen Reformvertrag ratifi-
ziert. Das Parlament segnete den
Vertrag mit 74 Ja- zu 6 Nein-Stim-
men ab – als zweites Mitglieds-
land nach Ungarn. Premierminis-
ter Janez Jans̆a hofft, dass bis
Ende Juni mindestens 20 von 27
EU-Staaten ratifizieren werden.

Zypries für Datenschutz
Die deutsche Justizministerin
Brigitte Zypries (SPD) hat sich
entschieden gegen EU-Pläne zur
Speicherung von Fluggast-Daten
gewandt. Von den Plänen des
EU-Innen- und Justizkommissars
Franco Frattini wären jedes Jahr
50 Millionen Passagiere betrof-
fen, die in die EU ein- oder aus
ihr ausreisen. Gespeichert wür-
den 19 Daten 13 Jahre lang.

Fischereistreit beilegen
Kroatien will den Streit mit Slo-
wenien und Italien über die ein-
seitig ausgerufene Adria-Schutz-
zone rasch und „im Geiste der
EU“ beilegen, sagte der Chefver-
handler für Kroatiens EU-Beitritt,
Vladimir Drobnjak, am Dienstag
in Brüssel.

BRÜSSEL

„Alternative
notwendig“

Die EU sei noch Jahre
nicht aufnahmefähig, sagt
der EU-Abgeordnete Brok.

BRÜSSEL (pö). Die Türkei, die
Ukraine, Moldawien, Georgien
und die Staaten des Westbal-
kan: Sollte die EU all diese Län-
der innerhalb der nächsten
zehn Jahre aufnehmen, „dann
können wir die Hütte doch in
die Luft sprengen“. Das sagte
der deutsche EU-Parlamenta-
rier und Berichterstatter für die
EU-Erweiterung, Elmar Brok
(CDU), am Dienstag in Brüssel.
Die EU sei längst nicht mehr
aufnahmefähig. Wann wieder
Kapazität für neue Mitglieder
vorhanden ist, sei nicht abseh-
bar, so Brok. Die EU müsse sich
erst einmal konsolidieren.

Gerichtet waren diese Worte
vor allem an die Türkei, mit der
die derzeit 27 EU-Mitglieder
bereits seit 2005 über einen
Beitritt verhandeln. Verstöße
Ankaras gegen die Menschen-
rechte und Demokratie er-
schweren aber den Prozess.

Ausweg Wirtschaftsraum
Eine Vollmitgliedschaft dürfe
„nicht die einzige Antwort“ auf
die Frage der Integration in Eu-
ropa bleiben, sagte Brok. Den-
noch brauche es eine „europäi-
sche Perspektive, die für den
Reformprozess in einer Reihe
von Ländern wichtig ist“. Als
Alternative zu einem EU-Bei-
tritt schlägt der Abgeordnete
daher einen „europäischen
Wirtschaftsraum“ vor, der auf
multilateralen Abkommen ba-
sieren könnte. So könnten
Nicht-Mitglieder im EU-Bin-
nenmarkt „nahezu alles ma-
chen“, und die Türen für einen
späteren EU-Beitritt wären da-
mit nicht geschlossen.

Andererseits wäre der Wirt-
schaftsraum eine „attraktive Al-
ternative“, sollten die Türkei-
Verhandlungen 2016/17 schei-
tern. Bietet man keinen solchen
Ausweg an, drohe eine „Kata-
strophe, wenn die EU die Tür-
kei dann ablehnt“, so Brok. Die
EU müsse dafür sorgen, dass
sich EU-Anwärter nicht ent-
täuscht Russland statt Europa
zuwenden. Außer den Mitglied-
staaten muss das EU-Parlament
einem Beitritt zustimmen.

ANKARA

Kein Interesse an
EU-Annäherung

Die türkische Regierung
und Bevölkerung haben
derzeit andere Sorgen.

ANKARA (keet). Der türkische
Staatspräsident Abdullah Gül
hat 2008 zum „Jahr Europas“
erklärt. Das Jahr hat zwar erst
begonnen, bisher sieht es aber
nicht so aus, als würde sich die
türkische Politik in diese Rich-
tung entwickeln. Die oft ver-
sprochene Änderung des Straf-
rechtsparagrafen 301 (Erniedri-
gung des Türkentums) sollte
Anfang Jänner ins Parlament
kommen, wurde aber auf un-
bestimmte Zeit verschoben.
Ebenso das von der EU gefor-
derte neue Stiftungsrecht, das
die religiösen Minderheiten
stärken sollte, und die Verfas-
sungsreform.

Waren die Türken lange über
die Ablehnung einiger EU-Staa-
ten empört, so scheint es mitt-
lerweile, als hätten sie Europa
einfach vergessen. Sie haben
andere Sorgen: den Kopftuch-
Streit, die Inflation, die plötzlich
wieder ansteigende Arbeitslo-
sigkeit.

Kopftuch-Streit ist wichtiger
Ähnlich geht es den Politikern:
Für Premierminister Recep
Tayyip Erdoğan gibt es derzeit
nur eine Priorität: die Aufhe-
bung des Kopftuch-Verbots an
türkischen Universitäten. Ges-
tern, Dienstag, brachte Erdo-
ğans AKP ihren Vorschlag dazu
im Parlament ein. Er würde
Studentinnen das Tragen eines
Kopftuchs gestatten, das unter
dem Kinn gebunden wird und
das Gesicht freilässt.

Wenn Erdogan im Mai seine
deutschen und französischen
Amtskollegen Angela Merkel
und Nicolas Sarkozy trifft, wird
das Thema „EU-Beitritt“ aller-
dings zwangsläufig auf der po-
litischen Tagesordnung weiter
nach oben wandern. Dann
wird man vom Premier sicher
auch wieder zu hören bekom-
men, dass die Türkei ein Recht
hat, in die EU aufgenommen
zu werden. Darauf baut auch
der Unternehmerverband Tüsi-
ad, der als einziger die Wieder-
belebung der eingeschlafenen
EU-Politik der Türkei ein-
mahnt.
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GERALD KNAUS UND ESI
In einem Café in Sarajewo
gründete Gerald Knaus 1999 mit
anderen Südosteuropa-Experten
sein Forschungs- und Beratungs-
institut ESI (European Stability
Initiative). 58 Studien haben sie
bisher publiziert. Der Schwer-
punkt der Forschung hat sich in
den letzten Jahren in die Türkei
verlagert. Auch Knaus selbst lebt
mit Frau und Kindern in
Istanbul.

Türkei-Referendum wäre
„diplomatisches Desaster“
UMFRAGE. Nur noch fünf Prozent würden mit „Ja“ stimmen.

FORTSETZUNG VON SEITE 1

Die Fakten: Nur fünf Prozent der
Österreicher sind laut Eurobaro-
meter für einen EU-Beitritt der
Türkei. Mit stark sinkender Ten-
denz, denn im Jahr 2002 waren es
noch 32 Prozent. Und die Befragten
sind sich sicher: Die Rate der Un-
entschlossenen ist mit nur sieben
Prozent ungewöhnlich niedrig.
Zum Vergleich: In Schweden gibt es
46 Prozent Befürworter, im be-

kannt erweiterungsskeptischen
Frankreich immer noch 22 Prozent.
Selbst in der Republik Zypern, dem
alten Erzfeind der Türkei, können
sich 19 Prozent der Befragten für
einen Türkei-Beitritt begeistern.

In Österreich hat auch die poli-
tische Debatte die öffentliche Mei-
nung stark beeinflusst. Das zeigt
ein Blick auf ältere Ergebnisse. Bis
zum Jahr 2002 machten die Öster-
reicher in Umfragen wenig Unter-
schied, ob es um einen Beitritt
Bulgariens, Kroatiens oder eben
der Türkei ging.

„Politiker verstecken sich“
Der Wendepunkt, so die neue Stu-
die, war 2004: In diesem Jahr hat
die SPÖ die Türkei zum Thema ge-
macht. Als Oppositionspartei warf
sie der VP/FP-Regierung vor, zu
wenig gegen den Start der Bei-
trittsverhandlungen zu unterneh-
men. Schnell bildete sich, über
Parteigrenzen hinweg, eine breite
Front für eine Volksabstimmung
im Falle eines positiven Ergebnis-
ses der Verhandlungen. Im De-
zember 2004 versprach Bundes-
kanzler Schüssel ein Referendum;
Kanzler Gusenbauer hat diese Li-

nie übernommen. Für alle ande-
ren Beitrittskandidaten am Bal-
kan, von Kroatien bis Mazedonien,
gilt das nicht. Künftige Beitritte
dieser Länder werden vom offiziel-
len Österreich befürwortet.

Für Studienautor Knaus ist das
Referendum ein Horrorszenario:
„Die Politiker verstecken sich hin-
ter einer Volksabstimmung. Nie-
mand sagt, dass das eine schlechte
Idee ist. Eine Contra-Kampagne
mit islamophoben Untertönen
wäre ein diplomatisches Desaster.“

Tatsächlich könnte Österreich
mit einem Referendum 2015 allein
dastehen. Zwar hat Frankreich
ähnliche Forderungen in der Ver-
fassung, aber sie gelten für jeden
Beitrittskandidaten. Und das nicht
mehr lange, vermutet Knaus: „Die
Franzosen überlegen gerade eine
Verfassungsänderung.“

In Österreich hingegen sind die
Reihen dicht geschlossen: Seit
2005 habe sich kein Regierungs-
mitglied mehr in Ankara oder
Istanbul blicken lassen. Und die
einzige Persönlichkeit, die in Ös-
terreich immer noch öffentlich für
einen Beitritt eintritt, dürfte der
türkische Botschafter in Wien sein.

U S A – K O S O V O

„Protokoll-Affäre“ belastet EU-Präsident Slowenien
„Anweisungen“ aus Washington führen zum Rücktritt des Politischen Direktors im Laibacher Außenamt.

LAIBACH/WIEN (red.). Die „EU-USA-
Kosovo“-Affäre hat jetzt ein Bau-
ernopfer gefordert. Gestern.
Dienstag, trat der politische Direk-
tor im slowenischen Außenminis-
terium, Mitja Drobnic̆, von seinem
Posten zurück. Drobnic̆ hatte im
Dezember in Washington Gesprä-
che mit dem stellvertretenden US-
Außenminister Daniel Fried über
den Kosovo und Serbien geführt.
Ein Gesprächsprotokoll, das jetzt
in slowenischen Zeitungen veröf-
fentlicht wurde, vermittelte den
Eindruck, als habe Slowenien In-
struktionen der Amerikaner entge-
gengenommen. Slowenien ist der-
zeit EU-Vorsitzender und spielt
bei der Unabhängigkeit des Ko-
sovo eine zentrale Rolle.

Die „USA-Affäre“ läuft daher
Gefahr, die Position der Slowenen
als „ehrlicher Makler“ in diesem
heiklen diplomatischen Spiel zwi-
schen den Freunden und den Geg-
nern eines unabhängigen Kosovo
zu schwächen. Der Rücktritt
Drobnic̆s, der von Außenminister
Dimitrij Rupel umgehend ange-

nommen wurde, soll nun den poli-
tischen Schaden begrenzen. Den-
noch warnte Rupel: „Wir haben ei-
nige Schwierigkeiten mit unseren
Gesprächspartnern, vor allem in
den USA, die uns ihre Standpunk-
te nunmehr vermutlich nicht
mehr anvertrauen werden.“
Gleichzeitig wies Rupel den Ver-
dacht zurück, Slowenien handle in
der Kosovo-Frage als Befehlsemp-
fänger der USA. Ein solches Proto-
koll sei zwar eine interessante Lek-
türe, sage aber nichts über die
Übereinstimmung der Standpunk-
te aus, meinte er.

Polit-Choreografie für Kosovo
Interessant ist die Lektüre aller-
dings. Das Gesprächsprotokoll –
auf der Internetseite der Tageszei-
tung „Delo“ veröffentlicht – be-
schreibt die von den USA ge-
wünschte politische Choreografie
der Kosovo-Unabhängigkeit im
Detail. Die USA empfehlen, die
Sitzung des kosovarischen Parla-
ments zur Ausrufung der Selbst-
ständigkeit auf einen Sonntag zu

legen, weil „Russland dann keine
Zeit für die Einberufung des UN-
Sicherheitsrates hätte. Inzwischen
käme es dann schon zu den ersten
Anerkennungen.“

Laut Protokoll „ermunterte“
Fried Slowenien, „in dieser Phase
als erste den Kosovo anzuerken-
nen. Nach Einschätzung der USA
werden zu Beginn sechs Staaten
den Kosovo nicht anerkennen,
doch wenn ihn zumindest 15 von
27 anerkennen, wird das schon
reichen.“ In der EU zählen Zypern,
die Slowakei, Griechenland, Ru-
mänien, Ungarn und Spanien zu
den Skeptikern. Die USA selbst
würden ebenfalls unter den ersten
Staaten sein, die einem unabhän-
gigen Kosovo offiziell ihren Sank-
tus erteilten. Washington betreibe
außerdem intensives Lobbying bei
Japan, der Türkei und den arabi-
schen Staaten.

In dem Gespräch machten die
USA auch Druck auf Slowenien,
möglichst bald die Entsendung
der EU-Mission in den Kosovo zu
erreichen. UN-Generalsekretär

Ban Ki-moon stehe in dieser Frage
unter großem Druck Russlands,
doch würden die USA ihn hier un-
terstützen. Washington sagte
gleichzeitig zu, in der Frage der
Zusammenarbeit Serbiens mit
dem Internationalen Kriegsverbre-
chertribunal in Den Haag „mit
den Niederlanden zu sprechen“,
um eine Aufweichung der harten
holländischen Haltung zu erwir-
ken. Daran war am Montag die
Unterzeichnung des EU-Abkom-
men mit Serbien gescheitert.

„Serbien in die EU“
Im Gegenzug schlugen die 27 EU-
Staaten der serbischen Regierung
ein politisches Interimsabkom-
men vor. Die EU zeige damit, dass
sie sich nicht in den serbischen
Wahlkampf einmische, Serbien
aber als Teil des neuen Europa be-
trachte, sagte Außenministerin Ur-
sula Plassnik: „Serbien soll Teil der
Europäischen Union werden.“
Serbiens Außenminister Vuk Jere-
mic̆ hatte das Angebot als „Durch-
bruch“ für sein Land bezeichnet.


